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Gesetz zur Änderung des Protokolls vom 24. Juni 1998 zu dem Über-
einkommen von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftver-
unreinigung betreffend persistente organische Schadstoffe (POP) 

Drucksache: 481/17 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Protokoll vom 24. Juni 1998 zu dem Übereinkommen von 1979 über weit-
räumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend persistente orga-
nische Schadstoffe (POP) ist ein Protokoll im Rahmen des Übereinkommens 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung (Luftreinhaltekon-
vention) der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa 
(UNECE). 

Die Luftreinhaltekonvention ist mit ihren stoffspezifischen Protokollen eines 
der zentralen Vertragswerke zur europäischen und internationalen Luftreinhal-
tung, mit denen der weiträumigen grenzüberschreitenden Luftverunreinigung 
begegnet werden soll. Wichtig ist die Gültigkeit und Anwendung über die Eu-
ropäische Union hinaus in den Vereinigten Staaten, Kanada und den osteuro-
päischen, kaukasischen und zentralasiatischen (EECCA-)Staaten. Die Proto-
kolle der Luftreinhaltekonvention dienen unter anderem der Einschränkung der 
Gewässer- und Bodenversauerung und des Nährstoffeintrags und der dadurch 
bedingten Gefährdung der biologischen Vielfalt, der Bekämpfung immissions-
bedingter Wildschäden und des Sommersmogs, dem Schutz von Kulturdenk-
mälern und historischen Gebäuden sowie der verminderten Anreicherung von 
Schwermetallen und persistenten organischen Verbindungen in Boden, Wasser, 
Vegetation und Lebewesen. 

Deutschland hat die Luftreinhaltekonvention und alle Protokolle ratifiziert und 
ist aktiv an ihrer Umsetzung und Weiterentwicklung beteiligt. 

Die Änderungen des POP-Protokolls dienten dazu, die Liste der unter das Pro-
tokoll fallenden POP zu aktualisieren, die Anpassung des Protokolls an künftige 
Entwicklungen bei der besten verfügbaren Technik zu erleichtern und den Bei-
tritt zum Protokoll von Vertragsparteien im Übergang zur Marktwirtschaft in 
Südost- und Osteuropa, Kaukasien und Zentralasien zu vereinfachen. 
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 956. Sitzung am 31. März 2017 gegen den 
ursprünglichen Gesetzentwurf keine Einwendungen erhoben (BR-Drucksache 
177/17 - Beschluss -). 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz in seiner 237. Sitzung am 1. Juni 2017 
auf Grund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) - BT-
Drucksache 18/12569 - unverändert angenommen. 

III. Empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfiehlt 
dem Bundesrat, zu dem Gesetz den Vermittlungsausschuss nicht anzurufen. 


